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Mittel, deren Verwendung zur Bildung von gemein
samem Vermögen führt. § 17 hatte bestimmt, daß nur 
„durch Arbeit oder mit Hilfe von Arbeitseinkünften“ 
erworbene Gegenstände unter den übrigen Voraus
aussetzungen gemeinsames Vermögen, also Gesamt
handseigentum der Eheleute werden könnten. Im 
Sinne der marxistischen politischen Ökonomie ist aber 
ein Erwerb, bei welchem Mehrwert realisiert wird, 
keine „Arbeit“, so daß der Wortlaut des § 17 zu der 
Annahme zwang, daß da, wo noch eine Ausbeutung 
fremder Arbeitskraft stattfindet (Unternehmer, Groß
bauern, gewisse Handwerkerschichten), sowie im pri
vaten Handel die Anschaffung gemeinsam zu nutzen
der Sachen niemals zur Bildung gemeinsamen Ver
mögens der Eheleute führen könne.

Das konnte aber nicht die Absicht des Entwurfs sein, 
da die Durchführung des Gleichberechtigungsprinzips 
— und vornehmlich aus diesem ist ja die besondere 
Vermögensgemeinschaft des Entwurfs hergeleitet — 
nicht von der Klassenzugehörigkeit der Eheleute ab
hängig gemacht werden sollte; übrigens hätte eine 
solche Regelung in den zahlreichen Fällen, in denen 
der Erwerb teils auf eigener Arbeit, teils auf Aneig
nung von Mehrwert beruht, die Parteien und Gerichte 
bei der Entscheidung über die Zugehörigkeit eines aus 
solchem Erwerb stammenden Gegenstandes zum ge
meinsamen oder persönlichen Vermögen vor nahezu 
unübersteigliche Schwierigkeiten gestellt. Der neue 
Entwurf ersetzt daher den oben zitierten Passus durch 
die Formulierung: „Sachen, die aus Einkünften “einer 
während der Ehe ausgeübten E r w e r b s t ä t i g k e i t  
beschafft oder durch eigene Arbeit hergestellt“ sind, 
und erklärt damit die Erwerbstätigkeit jeder Art als 
geeignete Quelle für die Schaffung gemeinsamen Ver
mögens; zugleich klärt sie auch die weitere, ursprüng
lich offengebliebene Frage, ob der Erwerb der Mittel 
oder nur der Erwerb der mit diesen Mitteln beschaff
ten Gegenstände während der Ehe stattgefunden haben 
muß, im Sinne der ersten Alternative. Dieselbe neue 
Formulierung für die Herkunft eines Vermögens
erwerbs findet sich auch später bei den Bestimmungen 
über den Ausgleich (vgl. unten zu III 2).

Nicht nur hinsichtlich der Herkunft der Mittel für 
eine Sachanschaffung, sondern auch hinsichtlich der 
Zweckbestimmung dieser Sachen — die für deren Zu
rechnung zum gemeinsamen Vermögen ja ebenfalls 
maßgebend ist — war die Formulierung des § 17 nicht 
ausreichend. Ob bestimmte Gegenstände „gemeinsam 
genutzt werden oder sonst der gemeinsamen Lebens
führung der Familie dienen“, läßt sich sehr häufig 
nicht eindeutig mit ja oder nein entscheiden. Wird 
eine Schreibmaschine, die sich die Ehefrau zur Aus
übung ihres Berufs als Übersetzerin angeschafft hat, 
auf der aber gelegentlich auch der Mann einen Brief 
an seinen Freund schreibt, gemeinsam genutzt? Hier 
mußte der Rechtsprechung die Richtung gegeben wer
den, nach der sich die Auslegung zu bewegen hat; dies 
geschah durch den Zusatz: „ ü b e r w i e g e n d  ge
meinsam genutzt“.

Weiter war in der Diskussion die Frage aufgeworfen 
worden, ob Gegenstände, die ein Ehegatte mit Mitteln 
einer ihm verliehenen Geldauszeichnung angeschafft 
hatte, „mit Hilfe von Arbeitseinkünften“ erworben 
seien; sowohl für die Bejahung als für die Verneinung 
dieser Frage ließen sich Gründe anführen. Der revi
dierte Entwurf entscheidet sie dahin, daß, wenn Sachen 
„mit Mitteln erworben wurden, die ein Ehegatte als 
Anerkennung für b e s o n d e r e  Leistungen erhalten 
hat“, diese zu dessen persönlichem Vermögen gerech
net werden. Anerkennungen für 'besondere Leistungen 
sind — wie etwa Nationalpreise oder mit Geldzahlun
gen verbundene Orden und andere hohe Auszeichnun
gen — außergewöhnlicher Natur; der Gegenstand einer 
solchen Auszeichnung bzw. die mit ihrer Hilfe erwor
benen Sachen sollen, um den persönlichen Charakter 
einer außergewöhnlich wertvollen Leistung zu unter
streichen, im persönlichen Vermögen des Ausgezeich
neten verbleiben, auch wenn sie gemeinsam genutzt 
werden. Auf dieser Linie liegt auch die Gesetzgebung 
verschiedener volksdemokratischer Länder und die

Gerichtspraxis der Sowjetunion4. Dagegen gehören 
Prämien, wie sie für bestimmte gute Leistungen, ins
besondere für Übererfüllung der Pläne, regelmäßig ver
teilt werden, nicht hierher; die mit Mitteln solcher 
Prämien gekauften und gemeinsam genutzten Sachen 
werden gemeinsames Vermögen der Eheleute.

2. In zwei bedeutsamen Punkten sind die Bestim
mungen über die Verfügungsbefugnis geändert wor
den. Wenn ursprünglich im § 17 Abs. 2 Satz 2 gesagt 
war, daß jeder Ehegatte über sein persönliches Ver
mögen frei verfügen könne, so war das ein rein zivil- * 
rechtlicher Standpunkt, der außer acht ließ, daß mit 
der Eheschließung eines Menschen gewisse durch das 
Familienverhältnis bedingte Änderungen in seiner 
Eigentümerstellung eintreten können. Soweit nämlich 
das persönliche Vermögen aus Gegenständen besteht, 
die im Falle ihres Erwerbs während der Ehe gemein
sames Vermögen der Eheleute wären — in erster Linie 
also der von diesen in die Ehe eingebrachte Hausrat —, 
verträgt es sich nicht mit der sozialistischen Auf
fassung vom Wesen der Ehe, daß die familienrecht
liche Zweckbestimmung der gemeinsamen Nutzung 
dieser Sachen ohne jeden Einfluß auf die Ausübung 
der Eigentümerbefugnisse sollte bleiben können. Die 
gemeinsam genutzten Gegenstände gehören zur mate
riellen Grundlage der ehelichen Lebensgemeinschaft, 
und die unbeschränkte Befugnis zur Verfügung über 
solche Gegenstände würde dem Ehegatten, zu dessen 
persönlichem Vermögen sie zählen, das Recht in die 
Hand geben, diese Grundlage der Lebensgemeinschaft 
einseitig nach Belieben (§ 903 BGB!) zu ändern oder 
zu zerstören. Daß der Ehemann dies ohne weiteres tun 
konnte — der minderberechtigten Frau war es durch 
die ehemännliche Verwaltung versagt —, ist ein 
charakteristischer Zug des bürgerlichen Eherechts, das 
eben entsprechend der ökonomischen Grundlage der 
bürgerlichen Familie die Ehe vornehmlich als eine ge
schäftliche, also zivilrechtlich geregelte Angelegenheit 
auffaßt.

Diese Erwägung ergab für den revidierten Entwurf 
den Grundsatz, daß hinsichtlich der Befugnis zur 
Verfügung über „Grundstücke oder Gegenstände des 
Hausrats“, die „gemeinsam genutzt werden oder sonst 
der gemeinsamen Lebensführung der Familie dienen“, 
die jeweiligen Eigentumsverhältnisse keine unbe
schränkte Rolle spielen dürfen: Verfügungen eines
Ehegatten über solche Gegenstände bedürfen — soweit 
sie nicht im Rahmen der gegenseitigen Vertretungs
macht erfolgen — der Zustimmung des anderen, gleich
gültig ob sie zum gemeinsamen Vermögen oder zum 
persönlichen Vermögen des Verfügenden gehören. Im 
letzteren Fall bleiben die sonstigen Eigentümerbefug
nisse unberührt, wie auch das gesamte übrige persön
liche Vermögen eines Ehegatten von jener Verfügungs
beschränkung frei bleibt.

Freilich ist der Schutz des anderen Ehegatten und 
damit der ehelichen Lebensgemeinschaft, der mit der 
Verfügungsbeschränkung hinsichtlich des Hausrats usw. 
unabhängig von dessen Zugehörigkeit zu dieser oder 
jener Vermögensmasse bezweckt wird, nicht vollstän
dig, solange eine unberechtigte Verfügung durch gut
gläubigen Erwerb seitens eines Dritten wirksam wer
den kann, wie § 19 Abs. 2 es für unberechtigte Ver
fügungen über gemeinsames Vermögen vorsah. Hier 
ist es nun (und darin liegt in diesem Zusammenhang 
die zweite bedeutsame Änderung), wo der revidierte 
Entwurf eine — man kann wohl sagen: revolutio
näre — Neuerung vorschlägt, die im Fall ihrer Ver
wirklichung auch die zukünftige zivilrechtliche Rege
lung dieser Frage beeinflussen dürfte. Diese Neuerung 
ist der völlige Verzicht auf den Gutglaubensschutz: 
weder der gute Glaube eines Dritten an das Allein
eigentum des Verfügenden, noch der gute Glaube an 
dessen Verfügungsbefugnis soll dazu führen, daß eine 
ohne Zustimmung des anderen Ehegatten vorgenom
mene Verfügung über gemeinsames Vermögen oder 
über persönliches Vermögen des Verfügenden —■ soweit 
es in letzterem Fall der Zustimmung bedarf — wirk
sam wird!

4 vgl. R. O. Chalfina, Das Recht des persönlichen Eigentums 
der Bürger der UdSSR, Moskau 1955, S. 75 (russ.).
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